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§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese allgemeinen Mandatsbedingungen werden Bestandteil sämt-
licher Verträge zwischen der Anwaltskanzlei Pitz ∙ Ellinger · Kolle-
gen (nachfolgend: Rechtsanwälte) und ihren Auftraggebern (Man-
danten), die eine rechtliche Beratung und/oder Vertretung und Pro-
zessführung zum Gegenstand haben (diese Verträge nachfolgend: 
Mandate). Dies gilt auch im Falle der Mandatierung nur eines oder 
einzelner Rechtsanwälte der Kanzlei Pitz ∙ Ellinger · Kollegen. 
 
Abweichungen von diesen Mandatsbedingungen bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit unserer schriftlichen Bestätigung. Das gilt auch für ei-
nen Verzicht auf die Schriftform. 

 
Der Einbeziehung anderer allgemeiner Geschäftsbedingungen, ins-
besondere von solchen des Mandanten, in das Mandat wird aus-
drücklich widersprochen.  
 
§ 2 Zustandekommen und Inhalt des Mandates 
 
Die Rechtsberatung und -vertretung des Rechtsanwalts bezieht sich 
ausschließlich auf das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Eine 
steuerliche Beratung und/oder Vertretung ist nicht geschuldet. So-
fern die Rechtsangelegenheit ausländisches Recht berührt, weist 
der Rechtsanwalt hierauf rechtzeitig hin. Steuerliche Auswirkung zi-
vilrechtlicher Gestaltungen hat der Mandant durch fachkundige 
Dritte (z.B. Fachanwalt für Steuerrecht, Steuerberater, Wirtschafts-
prüfer) zu prüfen. 
 
Der Rechtsanwalt ist berechtigt, zur Bearbeitung des Mandats fach-
kundige Dritte heranzuziehen. Hierdurch entstehende Zusatzkosten 
sind rechtzeitig mit der Mandantschaft abzustimmen. 
 
Das Mandat kommt erst durch die Annahme des Auftrags durch die 
Rechtsanwälte zustande. Bis zur Vertragsannahme bleiben die 
Rechtsanwälte in ihrer Entscheidung über die Mandatsannahme 
grundsätzlich frei. 
 
Der Umfang des Mandatsverhältnisses wird durch den konkreten 
Auftrag des Mandanten begrenzt. Die insoweit vereinbarte Tätigkeit 
ist nicht auf die Erzielung eines bestimmten rechtlichen oder wirt-
schaftlichen Erfolges ausgerichtet. 
 
Jedes Mitglied der Anwaltskanzlei ist berechtigt, die Sachbearbei-
tung zu übernehmen. Zur Bearbeitung können auch freie Mitarbeiter 
oder sonstige Dritte herangezogen werden. Soweit hierdurch zu-
sätzliche Kosten, wie Sachverständigenkosten, entstehen, ver-
pflichten sich die Rechtsanwälte, vorher die Zustimmung des Man-
danten einzuholen. 
 
Zur Einlegung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen sind die 
Rechtsanwälte nur verpflichtet, wenn sie einen darauf gerichteten 
Auftrag erhalten und diesen angenommen haben. 
 
Bei mehreren Auftraggebern sind die Rechtsanwälte berechtigt, 
sämtliche Auftraggeber umfassend zu unterrichten; entgegenste-
hende Einzelweisungen eines Auftraggebers sind insoweit unbe-
achtlich. Einwendungen, die von einem der Auftraggeber gegen-
über den Rechtsanwälten vorgenommen werden, oder Handlungen 
der Rechtsanwälte einem Auftraggeber gegenüber wirken für und 
gegen alle Auftraggeber. Bei widersprechenden Handlungen oder 
Erklärungen der Auftraggeber sind die Rechtsanwälte berechtigt, 
das Mandat zu kündigen. 
 
§ 3 Pflichten der Rechtsanwälte 
 
Der Rechtsanwalt ist zur sorgfältigen Mandatsführung verpflichtet. 
Er unterrichtet den Mandanten angemessen im jeweils beauftragten 
Umfang über das Ergebnis seiner Bearbeitung. 
 

Der Rechtsanwalt ist berufsrechtlich zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet. Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was ihm im Rahmen 
des Mandats durch den Mandanten anvertraut oder sonst bekannt 
wird. Insoweit steht dem Rechtsanwalt ein Zeugnisverweigerungs-
recht zu. Über das Bestehen eines Mandats und Informationen im 
Zusammenhang mit dem Mandat darf sich der Rechtsanwalt gegen-
über Dritten, insbesondere Behörden, nur äußern, wenn der Man-
dant ihn zuvor von seiner Schweigepflicht entbunden hat. 
 
Für den Mandanten eingehende Gelder wird der Rechtsanwalt treu-
händerisch verwahren und – vorbehaltlich Ziff. 7 dieser Bedingun-
gen – unverzüglich auf schriftliche Anforderung des Mandanten an 
die von ihm benannte Stelle ausbezahlen. 
 
§ 4 Pflichten des Mandanten 
 
Zwecks Gewährleistung einer sachgerechten und erfolgreichen 
Mandatsbearbeitung treffen den Mandanten folgende Obliegenhei-
ten. 
 
Der Mandant unterrichtet die Rechtsanwälte vollständig und umfas-
send schriftlich über die ihm bekannten Sachverhalte, deren Kennt-
nis für die Sachbearbeitung durch die Rechtsanwälte erforderlich 
ist. Die Rechtsanwälte können grundsätzlich den Angaben des 
Mandanten ohne eigene Nachprüfung vertrauen und diese Tatsa-
chen der Sachbearbeitung zugrunde legen. Der Mandant verpflich-
tet sich für die Dauer des Mandates, nur in Abstimmung mit dem 
Rechtsanwalt mit Gerichten, Behörden, der Gegenseite oder sons-
tigen Beteiligten Kontakt aufnehmen. 
 
Der Mandant ist verpflichtet, sich sämtliche ihm übersandten Schrift-
stücke sorgfältig durchzulesen und seine Anmerkungen und Kom-
mentare möglichst unverzüglich schriftlich an den Rechtsanwalt zu 
übermitteln. Er ist verpflichtet, sämtliche Schriftstücke der Rechts-
anwälte darauf hin zu überprüfen, ob die dort angegebenen Sach-
verhalte richtig und vollständig wiedergegeben sind. Auf ev. Unrich-
tigkeiten wird er die Rechtsanwälte unverzüglich hinweisen. Bei nur 
telefonischer Mitteilung an einen nichtanwaltlichen Mitarbeiter des 
Rechtsanwalts kann die rechtzeitige Weiterleitung an den bearbei-
tenden Rechtsanwalt nicht immer gewährleistet werden.  
 
Der Mandant ist verpflichtet, jede Adressänderung (Wohnsitz, An-
schrift, Telefonnummern, Faxnummern, E-Mail-Adressen) unver-
züglich mitzuteilen. Abwesenheiten, bei denen der Mandant nicht zu 
erreichen ist, sind den Rechtsanwälten mitzuteilen. 
 
§ 5 Kommunikation / Verschwiegenheit 
 
Die vom Mandanten bei Mandatsbeginn bekannt gegebenen 
Adressdaten gelten bis zu einer Änderungsanzeige des Mandanten 
als zutreffend. Soweit die Rechtsanwälte an die angegebene Ad-
resse Schriftstücke versenden, genügen sie ihrer Informations-
pflicht. Gibt der Mandant eine E-Mail-Adresse oder Telefaxnummer 
bei Mandatsbeginn als Adressdaten an, dürfen die Rechtsanwälte 
Informationen über diese Kommunikationsebenen an den Mandan-
ten erteilen. Bei Mitteilung einer E-Mail-Adresse durch den Mandan-
ten ist der Mandant ausdrücklich damit einverstanden, dass die Mit-
teilung auch unverschlüsselt an ihn übermittelt werden darf, es sei 
denn, der Mandant widerspricht dieser Übermittlungsart ausdrück-
lich und gibt eine Änderung seiner Kommunikationsdaten ohne E-
Mail-Adresse an. Der Mandant wird ausdrücklich darauf hingewie-
sen, dass bei Nutzung von Telefax und elektronischer Medien (E-
Mail) die Vertraulichkeit nicht gewährleistet ist. Obwohl die Kanzlei 
Pitz ∙ Ellinger · Kollegen ihr Postfach zu den üblichen Bürozeiten 
mehrmals kontrolliert, kann keine Garantie für die zeitgerechte 
Kenntnisnahme der zugegangenen E-Mails übernommen werden. 
 
Der Auftraggeber ist damit einverstanden, dass personen- und 
sachbezogene Daten bei der Kanzlei Pitz ∙ Ellinger · Kollegen auf 
EDV-Anlagen und sonstigen Datenträgern gespeichert, genutzt und 
verarbeitet werden. 
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Die Rechtsanwälte sind zur Verschwiegenheit verpflichtet in Bezug 
auf sämtliche Informationen des Mandanten, von denen er im Rah-
men des Mandats Kenntnis erhält, ausgenommen in Bezug auf sol-
che Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Natur nach keiner 
Geheimhaltung bedürfen. Der Mandant erteilt mit Beauftragung der 
Rechtsanwälte die Erlaubnis, Dritten der Verschwiegenheitspflicht 
unterliegende Tatsachen mitzuteilen, sofern dies nach dem übli-
chen Geschäftsablauf zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung des 
Mandats erforderlich ist; dies beinhaltet auch die Weitergabe von 
der Verschwiegenheitsverpflichtung erfasster Informationen an 
nicht-rechtsanwaltliche und freie Mitarbeiter der Rechtsanwälte, so-
weit diese ihrerseits vom Rechtsanwalt zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet wurden. Die Verschwiegenheitsverpflichtung gilt nicht ge-
genüber den anderen Mitgliedern der Kanzlei der Rechtsanwälte 
und deren Mitarbeitern.  
 
§ 6 Rechtsschutzversicherung 
 
Der Mandant ist ausdrücklich damit einverstanden, dass die Rechts-
anwälte Mandatsinformationen an die Rechtsschutzversicherung 
des Mandanten weitergeben, wenn die Rechtsanwälte den Auftrag 
erhalten haben, mit der Rechtsschutzversicherung zu korrespondie-
ren. Die Rechtsanwälte weisen ausdrücklich darauf hin, dass durch 
die Übernahme der Korrespondenz mit der Rechtsschutzversiche-
rung die Verpflichtung des Mandanten zur Bezahlung der anwaltli-
chen Vergütung nicht entfällt. 
 
Soweit der Rechtsanwalt auch beauftragt ist, den Schriftwechsel mit 
der Rechtsschutzversicherung zu führen, wird dieser von der Ver-
schwiegenheitsverpflichtung im Verhältnis zur Rechtsschutzversi-
cherung ausdrücklich befreit. In diesem Fall versichert der Mandant, 
dass der Versicherungsvertrag mit der Rechtsschutzversicherung 
weiterhin besteht, keine Beitragsrückstände vorliegen und in glei-
cher Angelegenheit keine anderen Rechtsanwältinnen oder Rechts-
anwälte beauftragt sind. 
 
§ 7 Vergütung 
 
Soweit nicht eine individuelle Vergütungsvereinbarung zwischen 
den Rechtsanwälten und Mandant oder Dritten geschlossen wer-
den, erfolgt die Abrechnung des Mandates nach dem Rechtsan-
waltsvergütungsgesetz (RVG). Es wird gem. § 49 Abs. 5 BRAO da-
rauf hingewiesen, dass sich die anfallenden Rechtsanwaltsgebüh-
ren in diesem Falle nach dem Gegenstandswert berechnen, es sei 
denn, es handelt sich um ein Mandat, bei dem die Abrechnung nach 
dem RVG nicht nach dem Gegenstandswert erfolgt, wie in Straf- 
und Bußgeldsachen oder bestimmten sozialrechtlichen Angelegen-
heiten. 
 
Werden in außergerichtlichen Angelegenheiten niedrigere Gebüh-
ren als in dem RVG vorgesehen, vereinbart, ist die Vereinbarung 
nur verbindlich, wenn sie in Schriftform abgeschlossen worden ist. 
 
Haben Mandant und die Rechtsanwälte eine Vergütungsvereinba-
rung mit zeitlicher Abrechnung vereinbart, führen die Rechtsanwälte 
bei der Durchführung des Mandats Aufzeichnungen über den Zeit-
aufwand. Der Zeitaufwand ist dem Mandanten mit Rechnungsstel-
lung mitzuteilen. Widerspricht der Mandant nicht unverzüglich nach 
Zugang der Abrechnung über die geleisteten Zeiten dieser Abrech-
nung, gilt der in der Kostennote zugrunde gelegte Zeitaufwand als 
genehmigt. Der Mandant kann jederzeit Einsicht in die von den 
Rechtsanwälten gefertigte Zeitaufzeichnungen fordern. Geht ein 
Mandat, das zunächst nach individueller Vergütungsvereinbarung 
abgerechnet wurde, in ein gerichtliches Verfahren über, findet eine 
Anrechnung auf die gesetzliche Vergütung nach dem RVG für den 
Rechtsstreit nur bei ausdrücklicher Vereinbarung statt. Insoweit wird 
der Mandant darauf hingewiesen, dass diese Vereinbarung von der 
gesetzlichen Anrechnungsregelungen des RVG abweicht.  
 
Die Rechtsanwälte sind gemäß § 9 RVG berechtigt, bereits bei Er-
teilung des Mandats für die voraussichtlichen Vergütungen und 

Auslagen einen angemessenen Vorschuss zu fordern und die Auf-
nahme bzw. Fortsetzung der Tätigkeit von seiner Bezahlung abhän-
gig zu machen. Der Vorschuss kann in der Zahlung der vollständi-
gen Vergütung bestehen. 
 
Der Auftraggeber hat den Rechtsanwälten auch diejenigen Kosten 
zu erstatten, die im Rahmen der Abfrage juristischer Datenbanken 
anfallen und zur Bearbeitung des Auftrags sinnvoll und geboten er-
scheinen, und zwar mit mind. € 5,00 zzgl. der jeweils gesetzlichen 
Mehrwertsteuer. Insbesondere umfasst die Vereinbarung die Erstat-
tung der Kosten, die dem Rechtsanwalt aufgrund der Recherche in 
der juristischen Datenbank "JURIS" entstehen.  
 
 
Zur Sicherung der Vergütungsansprüche tritt der Mandant an die 
Rechtsanwälte sämtliche Ansprüche auf Kostenerstattung durch die 
Gegenseite, die Staatskasse, Rechtsschutzversicherungen, bei vor-
liegender Zustimmung durch diese, oder sonstige Dritte in Höhe der 
Honorarforderung der Rechtsanwälte mit der Ermächtigung ab, 
diese Abtretung dem Zahlungsverpflichteten anzuzeigen. Die 
Rechtsanwälte nehmen diese Abtretung an. Die Anzeige erfolgt nur, 
wenn der Mandant seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nach-
kommt, insbesondere, wenn der Mandant die Zahlung verweigert, 
in Zahlungsverzug gerät oder Antrag auf Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens über sein Vermögen gestellt ist.  
 
Die Rechtsanwälte sind berechtigt, eingehende Erstattungsansprü-
che und sonstige, dem Mandanten zustehende Forderungen, die 
bei ihnen eingehen, mit offenen Vergütungsforderungen oder noch 
abzurechnenden Leistungen nach Rechnungsstellung zu verrech-
nen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 
 
§ 7 Zahlung 
 
Soweit Kosten und Zinsen gegenüber dem Mandanten angefallen 
sind, sind die Rechtsanwälte berechtigt, Zahlungen zunächst auf die 
Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die Hauptforderung zu 
verrechnen.  
 
Der Mandant ist zur Aufrechnung gegen eine Forderung des 
Rechtsanwalts nur berechtigt, soweit die Forderung des Mandanten 
schriftlich anerkannt oder rechtskräftig festgestellt ist.  
 
Auf Vergütungsforderungen der Rechtsanwälte sind Leistungen an 
Erfüllungs statt und erfüllungshalber ausgeschlossen.  
 
Alle Vergütungsforderungen werden mit Rechnungsstellung fällig 
und sind sofort ohne Abzüge zahlbar. Verzug des Mandanten mit 
der Bezahlung der Gebührenrechnung tritt spätestens einen Monat 
nach Zugang der Gebührenrechnung ein. Der Zugang der Gebüh-
renrechnung gilt nach Ablauf von drei Tagen des auf das Rech-
nungsdatum folgenden Tages als erfolgt.  
 
§ 8 Haftungsbeschränkung 
 
Mündliche Auskünfte im Rahmen einer Erstberatung und telefoni-
sche Auskünfte sind ohne schriftliche Bestätigung grundsätzlich un-
verbindlich.  
 
Die Haftung der Rechtsanwälte aus dem zwischen ihnen und dem 
Mandanten bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines durch 
einfache Fahrlässigkeit verursachten Schadens wird auf Euro 1.000 
000,00 (1 Mio. Euro) beschränkt (§ 52 Abs. 1 Ziff.2 Bundesrechts-
anwaltsordnung). Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht bei grob 
fahrlässiger oder vorsätzlicher Schadensverursachung, ferner nicht 
für eine Haftung für schuldhaft verursachte Schäden wegen der Ver-
letzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit einer Person. 
 
Durch eine E-Mail-Anfrage wird ein Mandatsverhältnis nicht begrün-
det, so dass insoweit in Abweichung zu den obigen Regelungen der 
Allgemeinen Mandatsbedingungen jede Haftung ausgeschlossen 
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ist. Das Mandatsverhältnis kommt bei Zusendung einer E-Mail-An-
frage und bei Nutzung des im Internet zum Download bereitgestell-
ten entsprechend gekennzeichneten Vollmachtformulars, insoweit 
erst nach Unterzeichnung des Vollmachtsformulars und durch eine 
schriftliche Mandatsbestätigung der Kanzlei Pitz ∙ Ellinger · Kollegen 
oder eines Einzelanwalts aus der Kanzlei zustande. 
 
§ 9 Kündigung, Mandatsbeendigung 
 
Das Vertragsverhältnis kann von dem Mandanten jederzeit gekün-
digt werden. Die Rechtsanwälte können das Mandatsverhältnis 
ebenfalls jederzeit kündigen, wobei die Kündigung nicht zur Unzeit 
erfolgen darf. Dies gilt insbesondere, wenn sich der Mandant mit 
Vergütungszahlungen in Verzug befindet.  
 
§ 10 Aufbewahrung von Unterlagen, Versendungsrisiko 
 
Die Pflicht der Rechtsanwälte zur Aufbewahrung aller Unterlagen, 
die der Mandant oder ein Dritter den Rechtsanwälten aus Anlass 
der Auftragsausführung überlassen hat, endet 6 Jahre nach Been-
digung des Mandates, es sei denn, die Rechtsanwälte hätten dem 
Mandanten schriftlich die Übernahme dieser Unterlagen angeboten. 
 
Werden Unterlagen an den Mandanten versandt, so kann dies an 
die zuletzt mitgeteilte Adresse geschehen. Das Versendungsrisiko 
trägt der Mandant, es sei denn, er hat der Versendung widerspro-
chen und sich verbindlich zu einer unverzüglichen Abholung ver-
pflichtet.  
 
Die vor Ablauf der Frist zu erfolgende Herausgabe von Unterlagen 
erstreckt sich nicht auf den Briefwechsel zwischen dem Mandanten 
und den Rechtsanwälten und auf Schriftstücke, die der Mandant be-
reits in Ur- oder Abschrift erhalten hat. 
 
Stehen den Rechtsanwälten gegenüber dem Mandanten fällige Ver-
gütungsansprüche aus dem Mandat zu, haben die Rechtsanwälte 
an den ihnen in diesem Mandat zugegangenen Unterlagen ein Zu-
rückbehaltungsrecht.  
 
§ 11 Erfüllungsort, Gerichtsstandvereinbarung 
 
Leistungs- und Erfüllungsort der Rechtsanwälte ist der Sitz der 
Kanzlei, es sei denn, es wird ein anderer Leistungsort ausdrücklich 
vereinbart. 
 
Als Gerichtsstand wird der Sitz der Kanzlei vereinbart für den Fall, 
dass der Mandant nach Auftragserteilung seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Geltungsbereich der Bundesre-
publik Deutschland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher 
Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt ist. 
 
 
§ 12 Allgemeine Informationspflicht nach § 36 VSBG 
 
Online-Streitbeilegung gemäß Art. 14 Abs. 1 ODR-VO: Die Europä-
ische Kommission stellt eine Plattform zur Online-Streitbeilegung 
(OS) bereit, die Sie hier finden:  https://ec.europa.eu/consum-
ers/odr/main/index.cfm?event=main.home2.show&lng=DE.    
 
Zuständige Verbraucherschlichtungsstelle für vermögensrechtliche 
Streitigkeiten aus dem Mandatsverhältnis ist die Schlichtungsstelle 
der Rechtsanwaltschaft, Neue Grünstr. 17, 10179 Berlin, www.s-d-
r.org. Die Rechtsanwälte sind grundsätzlich bereit, an Streitbeile-
gungsverfahren bei der Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft 
teilzunehmen. 
 
§ 13 Schlussklausel 
 
Rechte aus dem Vertragsverhältnis mit den Rechtsanwälten dürfen 
nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung der Rechtsanwälte ab-
getreten werden. 
 

Für alle vertraglichen Beziehungen zwischen dem Mandanten und 
den Rechtsanwälten gilt ausschließlich das Recht der Bundesre-
publik Deutschland, es sei denn, bei Auftragserteilung ist ausdrück-
lich ein anderes Recht vereinbart worden.  

 
Sollte eine der Bestimmungen dieser Bedingungen lückenhaft, 
rechtsunwirksam oder undurchführbar sein oder werden, wird 
dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 
Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung oder 
zur Ausfüllung der Lücke gilt eine angemessene Regelung, die im 
Rahmen des rechtlich zulässigen dem nächsten kommt, was die 
Vertragspartner gewollt haben bzw. gewollt haben würden 
 
 
Stand: Januar 2022 

 

https://ec.europa.eu/consumers/odr/main/index.cfm?event=main.home2.show&lng=DE
https://ec.europa.eu/consumers/odr/main/index.cfm?event=main.home2.show&lng=DE
http://www.s-d-r.org/
http://www.s-d-r.org/

